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Regierung von Mittelfranken  
 
 
Mit großer Trauer und Betroffenheit nehmen wir Abschied 
von unserem geschätzten Kollegen 
 

Herrn Wolfgang Zimmer 
 
der am 13.02.2020 im Alter von 86 Jahren verstarb. 
 
Mit ihm verlieren wir einen ehemaligen Mitarbeiter, der bis 
zu seinem Renteneintritt mehr als 30 Jahre bei der Regie-
rung von Mittelfranken beschäftigt war. 
 
Wir gedenken seiner in tiefer Trauer. 
 
Ansbach, 19. Februar 2020 
 
 

Dr. Engelhardt-Blum Laubscher 
Ltd. Regierungsdirektorin Personalratsvorsitzender 

Bekanntmachung der Zweckverbände 
 
Haushaltssatzung des Zweckverbandes Sondermüll-Entsorgung Mittelfranken, Sitz Schwabach, Geschäftsstelle in 
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Gastschulanordnung für Auszubildende im Aus-
bildungsberuf 

 
Bekanntmachung der Regierung von Mittelfran-
ken vom 19. Januar 2020 Gz. 44.1-5204-2-21-4 
 
Mit Verordnung über die Berufsausbildung zum Kfz-
Mechatroniker/zur Kfz-Mechatronikerin vom 14. Juni 
2013 (BGBl. I, Nr. 29, S. 1578 ff.) wurde die Ausbil-
dung neu geordnet und der Schwerpunkt „Fahr-
zeugkommunikation“ in „System- und Hochvolttech-
nik“ geändert. Die Regierung von Mittelfranken er-
lässt dazu gemäß Art. 43 Abs. 5 Sätze 1 und 4 des 
Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 414, 632, 
BayRS 2230-1-1-K), zuletzt geändert durch § 5 
Abs. 16 des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 
(GVBl. S. 737), folgende 
 

G a s t s c h u l a n o r d n u n g : 
 
I. 

 
Auszubildende des Ausbildungsberufs „Kfz-Mecha-
troniker/Kfz-Mechatronikerin, Schwerpunkt System-
und Hochvolttechnik“ mit Beschäftigungsort im Regie-
rungsbezirk Mittelfranken haben in Erfüllung ihrer 
Berufsschulpflicht in den Jahrgangsstufen 12 und 13 
die 
 
 Franz-Oberthür-Schule 
 Städtisches Berufsbildungszentrum I Würzburg 
 Zwerchgraben 2  
 97074 Würzburg 
 
als Gastschüler zu besuchen.  
 
Für Berufsschulberechtigte gilt diese Regelung ent-
sprechend. 
 

II. 
 
Diese Bekanntmachung tritt rückwirkend zum 1. Au-
gust 2015 in Kraft. 
 

Dr.   B a u e r 
Regierungspräsident 

 
MFrABl S. 35 

 
 

Vollzug des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG) 
Ausnahme nach § 45 Abs. 7 Satz 1 Nrn. 1 und 2 
BNatSchG zum Abschuss von Kormoran-
Jungvögeln im Bereich des Regierungsbezirks 
Mittelfranken 
 
Bekanntmachung der Regierung von Mittelfran-
ken vom 17. Februar 2020 Gz. RMF-SG 55.1-8646-
6-111-5 
 
Die Regierung von Mittelfranken erlässt folgende 
 

Allgemeinverfügung: 
 
Auf der Grundlage von § 45 Abs. 7 Satz 1 Nrn. 1 und 
2 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert 
durch Art. 8 des Gesetzes zur Beschleunigung des 
Energieleitungsausbaus vom 13. Juli 2019 (BGBl. I 
S.  706), werden zur Abwendung erheblicher fische-
reiwirtschaftlicher Schäden und zum Schutz der na-
türlich vorkommenden Tierarten im Bereich des Re-
gierungsbezirks Mittelfranken folgende über § 1 der 
Verordnung über die Zulassung von Ausnahmen von 
den Schutzvorschriften für besonders geschützte  
Tier- und Pflanzenarten (Artenschutzrechtliche Aus-
nahmeverordnung - AAV) vom 3. Juni 2008 (GVBl. 
S. 327), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
23. Mai 2017 (GVBl. S. 184), hinausgehende Rege-
lungen in stets widerruflicher Weise getroffen: 
 
I. 

 
1. Außerhalb der unter Ziffer 2 genannten Gebie-

te ist der Abschuss von nicht am Brutgeschäft 
beteiligten immatur gefärbten Kormoran-
Jungvögeln auch in der Zeit vom 15. März bis 
15. August erlaubt. 

 
2. Der Abschuss von Kormoranen in 

 
- den Naturschutzgebieten nach § 23 

BNatSchG und den 
 
- Europäischen Vogelschutzgebieten (Ver-

ordnung über die Festlegung von Europäi-
schen Vogelschutzgebieten sowie deren 
Gebietsbegrenzungen und Erhaltungszielen 
(Vogelschutzverordnung - VoGEV) vom 
12. Juli 2006, GVBl. S. 524, zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 19. Februar 
2016, AllMBl. 2016/03 S. 258) 

 
bleibt weiterhin verboten. 

 
3. § 1 Abs. 2, § 1 Abs. 3 Sätze 3 und 4 AAV, 

insbesondere das Verbot bleihaltiger Schrote, 
sowie § 1 Abs. 4 bis 6 AAV gelten entspre-
chend. Die zusätzlichen Einlageblätter zur 
jagdlichen Streckenliste, bei beringten Vögeln 
auch die Ringnummer, sind demnach bis spä-
testens 10. April jeden Jahres der zuständigen 
Jagdbehörde zu übermitteln. 

 

Bekanntmachungen der Regierung von Mittelfranken 
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II. Die sofortige Vollziehung dieser Allgemeinverfü-
gung wird angeordnet. 

 
III. Diese Allgemeinverfügung tritt am 1. Mai 2020 in 

Kraft.  
Sie tritt mit Ablauf des 30. April 2025 außer Kraft. 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden 
bei dem  
 
Bayerischen Verwaltungsgericht Ansbach in 91522 
Ansbach 
Postfachanschrift: Postfach 6 16, 91511 Ansbach, 
Hausanschrift: Promenade 24 - 28, 91522 Ansbach, 
 
schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer 
für den Schriftformersatz zugelassenen Form. 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher      
E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtli-
chen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektroni-
schen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig. 
 
Hinweis:  
Die Begründung zu dieser Allgemeinverfügung kann 
während der allgemeinen Dienstzeiten im Dienstge-
bäude der Regierung von Mittelfranken, Bischof-
Meiser-Str. 2/4, 91522 Ansbach, eingesehen werden. 
 

Dr.   B a u e r 
Regierungspräsident 

 
MFrABl S. 35 

 
 

Vollzug des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG) 
Ausnahme nach § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 
BNatSchG zum Abschuss von Kormoranen im 
Aischgrund, Landkreise Erlangen-Höchstadt und 
Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim, Stadt Erlan-
gen 
 
Bekanntmachung der Regierung von Mittelfran-
ken vom 17. Februar 2020 Gz. RMF-SG 55.1-8646-
6-111-6 
 
Die Regierung von Mittelfranken erlässt folgende 
 

Allgemeinverfügung: 
 
Auf der Grundlage von § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 des 
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) vom 29. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Art. 8 
des Gesetzes zur Beschleunigung des Energielei-
tungsausbaus vom 13. Juli 2019 (BGBl. I S. 706), 
werden zum Schutz der besonderen Teichkultur im 
Aischgrund und wegen der erheblichen fischereiwirt-
schaftlichen Schäden für den Aischgrund, der die 
Gebiete der Teichgenossenschaft Aischgrund, Land-
kreis Erlangen-Höchstadt und Stadt Erlangen, sowie 
der Teichgenossenschaft Neustadt/Aisch-Scheinfeld-
Uffenheim, Landkreis Neustadt a. d. Aisch-Bad 
Windsheim, umfasst, folgende über § 1 der Verord-
nung über die Zulassung von Ausnahmen von den 
Schutzvorschriften für besonders geschützte Tier- 
und Pflanzenarten (Artenschutzrechtliche Ausnahme-
verordnung - AAV) vom 3. Juni 2008 (GVBl. S. 327), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 23. Mai 2017 
(GVBl. S. 184), hinausgehende Regelungen in stets 
widerruflicher Weise getroffen: 
 
I. 

 
1. Außerhalb der unter Ziffer 2 genannten Ge-

biete ist der Abschuss von Kormoranen auch 
in der Zeit vom 15. März bis 30. April erlaubt. 

 
2. Der Abschuss von Kormoranen in 

 
den Naturschutzgebieten nach § 23 
BNatSchG „Vogelfreistätte Weihergebiet bei 
Mohrhof“ (500.07) und „Weihergebiet bei 
Krausenbechhofen“ (500.29), dem Europäi-
schen Vogelschutzgebiet „Aischgrund“ (DE 
6331-471) mit den Teilflächen Brandweiher, 
Bucher Weiher, Weihergebiet Krausenbech-
hofen, Weihergebiet Mohrhof, Weihergebiet 
Neuhaus, Überhangweiher, Weppersdorfer 
Weiher und dem Fließgewässer Aisch zwi-
schen Rappoldshofen im Landkreis Neustadt/
Aisch-Bad Windsheim bis zur Regierungsbe-
zirksgrenze östlich Weppersdorf im Landkreis 
Erlangen-Höchstadt 

 
ist in der Zeit vom 1. September bis 15. Janu-
ar erlaubt.  

 
3. § 1 Abs. 2 Nr. 1, § 1 Abs. 3 Sätze 3 und 4 

AAV, insbesondere das Verbot bleihaltiger 
Schrote, sowie § 1 Abs. 4 bis 6 AAV gelten 
entsprechend; abweichend hiervon sind die 
zusätzlichen Einlageblätter bis spätestens 
10. Mai jeden Jahres der zuständigen Jagd-
behörde zu übermitteln. 
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II. Verhinderung der Neugründung von Brutkolonien  
 

1. Neugründungen von Brutkolonien dürfen von 
Betreibern erwerbswirtschaftlich genutzter 
Fischteichanlagen sowie von deren Beauf-
tragten bei Zustimmung des Grundstücksei-
gentümers vor Beginn der Eiablage verhindert 
werden. 

 
2. Neugründungen von Brutkolonien in dem 

Europäischen Vogelschutzgebiet „Aisch-
grund“ (DE 6331-471) dürfen nur mit Gestat-
tung der Regierung von Mittelfranken verhin-
dert werden. Die Genehmigung wird innerhalb 
von zwei Wochen nach Vorliegen sämtlicher 
Entscheidungsgrundlagen erteilt, soweit keine 
überwiegenden Belange des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege entgegenstehen. 

 
3. Ort (Gewässer oder Gewässerabschnitt sowie 

Gewässertyp) und Datum sowie Art der Maß-
nahmen sind der Regierung von Mittelfranken 
innerhalb eines Monats nach ihrer Durchfüh-
rung mitzuteilen. 

 
III. Die sofortige Vollziehung dieser Allgemeinverfü-

gung wird angeordnet. 
 
IV. Diese Allgemeinverfügung tritt am 1. Mai 2020 in 

Kraft.  
Sie tritt mit Ablauf des 30. April 2025 außer Kraft. 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden 
bei dem  
 
Bayerischen Verwaltungsgericht Ansbach in 91522 
Ansbach 
Postfachanschrift: Postfach 6 16, 91511 Ansbach, 
Hausanschrift: Promenade 24 - 28, 91522 Ansbach, 
 
schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer 
für den Schriftformersatz zugelassenen Form. 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher  
E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtli-
chen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektroni-
schen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig. 
 
Hinweis:  
Die Begründung zu dieser Allgemeinverfügung kann 
während der allgemeinen Dienstzeiten im Dienstge-
bäude der Regierung von Mittelfranken, Bischof-
Meiser-Str. 2/4, 91522 Ansbach, eingesehen werden. 
 

Dr.   B a u e r 
Regierungspräsident 

 
MFrABl S. 36 

 
 

Vollzug des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG) 
Ausnahme nach § 45 Abs. 7 Satz 1 Nrn. 1 und 2 
BNatSchG zum Abschuss von Kormoranen im 
Europäischen Vogelschutzgebiet „Altmühltal mit 
Brunst-Schwaigau und Altmühlsee“, Landkreise 
Ansbach und Weißenburg-Gunzenhausen  
 
Bekanntmachung der Regierung von Mittelfran-
ken vom 17. Februar 2020 Gz. RMF-SG 55.1-8646-
6-111-7 
 
Die Regierung von Mittelfranken erlässt folgende 
 

Allgemeinverfügung: 
 
Auf der Grundlage von § 45 Abs. 7 Satz 1 Nrn. 1 und 
2 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert 
durch Art. 8 des Gesetzes zur Beschleunigung des 
Energieleitungsausbaus vom 13. Juli 2019 (BGBl. I 
S. 706), werden zur Abwendung erheblicher fischerei-
wirtschaftlicher Schäden und zum Schutz der natür-
lich vorkommenden Tierarten im Bereich des Regie-
rungsbezirks Mittelfranken folgende über § 1 der Ver-
ordnung über die Zulassung von Ausnahmen von den 
Schutzvorschriften für besonders geschützte Tier- 
und Pflanzenarten (Artenschutzrechtliche Ausnahme-
verordnung - AAV) vom 3. Juni 2008 (GVBl. S. 327), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 23. Mai 2017 
(GVBl. S. 184), hinausgehende Regelungen in stets 
widerruflicher Weise getroffen: 
 
I. Tötung von Kormoranen (Phalacrocorax carbo si-

nensis) in einem Umkreis von 200 m um Fließge-
wässer 

  
1. Der Abschuss von Kormoranen ist auch im 

Europäischen Vogelschutzgebiet „Altmühltal 
mit Brunst-Schwaigau und Altmühlsee“ (DE 
6728-471) am Fließgewässer Altmühl zwi-
schen Leutershausen im Landkreis Ansbach 
und Trommetsheim im Landkreis Weißenburg-
Gunzenhausen (ohne Naturschutzgebiet 
„Vogelfreistätte Flachwasser- und Inselzone 
im Altmühlsee“ (500.21)) in der Zeit vom 
16. August bis 15. Januar erlaubt. 

 
2. § 1 Abs. 2 Nrn. 1 und 2, § 1 Abs. 3 Sätze 3 

und 4 AAV, insbesondere das Verbot bleihalti-
ger Schrote, sowie § 1 Abs. 4 bis 6 AAV gelten 
entsprechend. Die zusätzlichen Einlageblätter 
zur jagdlichen Streckenliste, bei beringten 
Vögeln auch die Ringnummer, sind demnach 
bis spätestens 10. April jeden Jahres der zu-
ständigen Jagdbehörde zu übermitteln. 

 
II. Verhinderung der Neugründung von Brutkolonien  
 

1. Neugründungen von Brutkolonien des Kormo-
rans im Europäischen Vogelschutzgebiet 
„Altmühltal mit Brunst-Schwaigau und Alt-
mühlsee“ (DE 6728-471) dürfen von Fischerei-
berechtigten und deren Beauftragten bei Zu-
stimmung des Grundstückseigentümers nur 
mit Genehmigung der Regierung von Mittel-
franken vor Beginn der Eiablage verhindert 
werden. Die Genehmigung wird innerhalb von 
zwei Wochen nach Vorliegen sämtlicher Ent-



38 Mittelfränkisches Amtsblatt Nr. 3/2020 
   

 

scheidungsgrundlagen erteilt, soweit keine 
überwiegenden Belange des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege entgegenstehen. 

 
2. Ort (Gewässer oder Gewässerabschnitt sowie 

Gewässertyp) und Datum sowie Art der Maß-
nahmen sind der Regierung von Mittelfranken 
innerhalb eines Monats nach ihrer Durchfüh-
rung mitzuteilen. 

 
III. Die sofortige Vollziehung dieser Allgemeinverfü-

gung wird angeordnet. 
 
IV. Diese Allgemeinverfügung tritt am 1. Mai 2020 in 

Kraft.  
Sie tritt mit Ablauf des 30. April 2025 außer Kraft. 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden 
bei dem  
 
Bayerischen Verwaltungsgericht Ansbach in 91522 
Ansbach 
Postfachanschrift: Postfach 6 16, 91511 Ansbach, 
Hausanschrift: Promenade 24 - 28, 91522 Ansbach, 
 
schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer 
für den Schriftformersatz zugelassenen Form. 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher  
E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtli-
chen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektroni-
schen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig. 
 
Hinweis:  
Die Begründung zu dieser Allgemeinverfügung kann 
während der allgemeinen Dienstzeiten im Dienstge-
bäude der Regierung von Mittelfranken, Bischof-
Meiser-Str. 2/4, 91522 Ansbach, eingesehen werden. 
 

Dr.   B a u e r 
Regierungspräsident 

 
MFrABl S. 37 

 
 
 

Vollzug des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG) 
Ausnahme nach § 45 Abs. 7 Satz 1 Nrn. 1 und 2 
BNatSchG zum Abschuss von Kormoranen im 
Europäischen Vogelschutzgebiet „Regnitz- und 
Unteres Wiesenttal“, Stadt Erlangen und Land-
kreis Erlangen-Höchstadt  
 
Bekanntmachung der Regierung von Mittelfran-
ken vom 17. Februar 2020 Gz. RMF-SG 55.1-8646-
6-111-8 
 
Die Regierung von Mittelfranken erlässt folgende 
 

Allgemeinverfügung: 
 
Auf der Grundlage von § 45 Abs. 7 Satz 1 Nrn. 1 und 
2 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert 
durch Art. 8 des Gesetzes zur Beschleunigung des 
Energieleitungsausbaus vom 13. Juli 2019 (BGBl. I 
S. 706), werden zur Abwendung erheblicher fischerei-
wirtschaftlicher Schäden und zum Schutz der natür-
lich vorkommenden Tierarten im Bereich des Regie-
rungsbezirks Mittelfranken folgende über § 1 der Ver-
ordnung über die Zulassung von Ausnahmen von den 
Schutzvorschriften für besonders geschützte Tier- 
und Pflanzenarten (Artenschutzrechtliche Ausnahme-
verordnung - AAV) vom 3. Juni 2008 (GVBl. S. 327), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 23. Mai 2017 
(GVBl. S. 184), hinausgehende Regelungen in stets 
widerruflicher Weise getroffen: 
 
I. Tötung von Kormoranen (Phalacrocorax carbo si-

nensis) in einem Umkreis von 200 m um Fließge-
wässer 

  
1. Der Abschuss von Kormoranen ist auch im 

Europäischen Vogelschutzgebiet „Regnitz- 
und Unteres Wiesenttal“ (DE 6332-471) am 
Fließgewässer Regnitz zwischen Dechsendor-
fer Straße, Stadt Erlangen, im Süden und der 
Regierungsbezirksgrenze zu Oberfranken, 
Landkreis Erlangen-Höchstadt, in der Zeit vom 
16. August bis 28. Februar erlaubt. 

 
2. § 1 Abs. 2 Nrn. 1 und 2, § 1 Abs. 3 Sätze 3 

und 4 AAV, insbesondere das Verbot bleihalti-
ger Schrote, sowie § 1 Abs. 4 bis 6 AAV gelten 
entsprechend. Die zusätzlichen Einlageblätter 
zur jagdlichen Streckenliste, bei beringten 
Vögeln auch die Ringnummer, sind demnach 
bis spätestens 10. April jeden Jahres der zu-
ständigen Jagdbehörde zu übermitteln. 

 
II. Verhinderung der Neugründung von Brutkolonien  
 

1. Neugründungen von Brutkolonien des Kormo-
rans im Europäischen Vogelschutzgebiet 
„Regnitz- und Unteres Wiesenttal“ (DE 6332-
471) dürfen von Fischereiberechtigten und 
deren Beauftragten bei Zustimmung des 
Grundstückseigentümers nur mit Genehmi-
gung der Regierung von Mittelfranken vor Be-
ginn der Eiablage verhindert werden. Die Ge-
nehmigung wird innerhalb von zwei Wochen 
nach Vorliegen sämtlicher Entscheidungs-
grundlagen erteilt, soweit keine überwiegen-
den Belange des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege entgegenstehen. 
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2. Ort (Gewässer oder Gewässerabschnitt sowie 
Gewässertyp) und Datum sowie Art der Maß-
nahmen sind der Regierung von Mittelfranken 
innerhalb eines Monats nach Ihrer Durchfüh-
rung mitzuteilen. 

 
III. Die sofortige Vollziehung dieser Allgemeinverfü-

gung wird angeordnet. 
 
IV. Diese Allgemeinverfügung tritt am 1. Mai 2020 in 

Kraft.  
Sie tritt mit Ablauf des 30. April 2025 außer Kraft. 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden 
bei dem  
 
Bayerischen Verwaltungsgericht Ansbach in 91522 
Ansbach 
Postfachanschrift: Postfach 6 16, 91511 Ansbach, 
Hausanschrift: Promenade 24 - 28, 91522 Ansbach, 
 
schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer 
für den Schriftformersatz zugelassenen Form. 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher  
E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtli-
chen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektroni-
schen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig. 
 
Hinweis:  
Die Begründung zu dieser Allgemeinverfügung kann 
während der allgemeinen Dienstzeiten im Dienstge-
bäude der Regierung von Mittelfranken, Bischof-
Meiser-Str. 2/4, 91522 Ansbach, eingesehen werden. 
 

Dr.   B a u e r 
Regierungspräsident 

 
MFrABl S. 38 

 
 
 

Vollzug des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG) 
Ausnahme nach § 45 Abs. 7 Satz 1 Nrn. 1 und 2 
BNatSchG zum Abschuss von Kormoranen im 
Europäischen Vogelschutzgebiet „Taubertal in 
Mittelfranken“, Landkreis Ansbach 
 
Bekanntmachung der Regierung von Mittelfran-
ken vom 17. Februar 2020 Gz. RMF-SG 55.1-8646-
6-111-9 
 
Die Regierung von Mittelfranken erlässt folgende 
 

Allgemeinverfügung: 
 
Auf der Grundlage von § 45 Abs. 7 Satz 1 Nrn. 1 und 
2 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert 
durch Art. 8 des Gesetzes zur Beschleunigung des 
Energieleitungsausbaus vom 13. Juli 2019 (BGBl. I 
S. 706), werden zur Abwendung erheblicher fischerei-
wirtschaftlicher Schäden und zum Schutz der natür-
lich vorkommenden Tierarten im Bereich des Regie-
rungsbezirks Mittelfranken folgende über § 1 der Ver-
ordnung über die Zulassung von Ausnahmen von den 
Schutzvorschriften für besonders geschützte Tier- 
und Pflanzenarten (Artenschutzrechtliche Ausnahme-
verordnung - AAV) vom 3. Juni 2008 (GVBl. S. 327), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 23. Mai 2017 
(GVBl. S. 184), hinausgehende Regelungen in stets 
widerruflicher Weise getroffen: 
 
I. Tötung von Kormoranen (Phalacrocorax carbo si-

nensis) in einem Umkreis von 200 m um Fließge-
wässer 

 
1. Der Abschuss von Kormoranen ist auch im 

Europäischen Vogelschutzgebiet „Taubertal in 
Mittelfranken“ (DE 6627-471) am Fließgewäs-
ser Tauber zwischen Tauberzell und Rothen-
burg o. d. T. einschließlich der Nebenarme 
Neustetter Bach, Gickelhäuser Bach, Stein-
bachtal bis zur St 2419 (ohne Naturschutzge-
biet „Vogelfreistätte Großer und Kleiner Lind-
leinsee“ (500.38)) sowie Schandtauber ab 
Bettenfeld im Landkreis Ansbach in der Zeit 
vom 16. August bis 15. Januar erlaubt. 

 
2. § 1 Abs. 2 Nrn. 1 und 2, § 1 Abs. 3 Sätze 3 

und 4 AAV, insbesondere das Verbot bleihalti-
ger Schrote, sowie § 1 Abs. 4 bis 6 AAV gelten 
entsprechend. Die zusätzlichen Einlageblätter 
zur jagdlichen Streckenliste, bei beringten 
Vögeln auch die Ringnummer, sind demnach 
bis spätestens 10. April jeden Jahres der zu-
ständigen Jagdbehörde zu übermitteln. 

 
II. Verhinderung der Neugründung von Brutkolonien  
 

1. Neugründungen von Brutkolonien des Kormo-
rans im Europäischen Vogelschutzgebiet 
„Taubertal in Mittelfranken“ (DE 6627-471) 
dürfen von Fischereiberechtigten und deren 
Beauftragten bei Zustimmung des Grund-
stückseigentümers nur mit Genehmigung der 
Regierung von Mittelfranken vor Beginn der 
Eiablage verhindert werden. Die Genehmi-
gung wird innerhalb von zwei Wochen nach 
Vorliegen sämtlicher Entscheidungsgrundla-
gen erteilt, soweit keine überwiegenden Belan-
ge des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege entgegenstehen. 
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2. Ort (Gewässer oder Gewässerabschnitt sowie 
Gewässertyp) und Datum sowie Art der Maß-
nahmen sind der Regierung von Mittelfranken 
innerhalb eines Monats nach ihrer Durchfüh-
rung mitzuteilen. 

 
III. Die sofortige Vollziehung dieser Allgemeinverfü-

gung wird angeordnet. 
 
IV. Diese Allgemeinverfügung tritt am 1. Mai 2020 in 

Kraft.  
Sie tritt mit Ablauf des 30. April 2025 außer Kraft.  

 
Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden 
bei dem  
 
Bayerischen Verwaltungsgericht Ansbach in 91522 
Ansbach 
Postfachanschrift: Postfach 6 16, 91511 Ansbach, 
Hausanschrift: Promenade 24 - 28, 91522 Ansbach, 
 
schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer 
für den Schriftformersatz zugelassenen Form. 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher  
E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtli-
chen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektroni-
schen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig. 
 
Hinweis:  
Die Begründung zu dieser Allgemeinverfügung kann 
während der allgemeinen Dienstzeiten im Dienstge-
bäude der Regierung von Mittelfranken, Bischof-
Meiser-Str. 2/4, 91522 Ansbach, eingesehen werden. 
 

Dr.   B a u e r 
Regierungspräsident 

 
MFrABl S. 39 

 
 

Vollzug des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG) 
Ausnahme nach § 45 Abs. 7 Satz 1 Nrn. 1 und 2 
BNatSchG zum Abschuss von Kormoranen im 
Europäischen Vogelschutzgebiet „Nördlinger 
Ries und Wörnitztal“, Landkreis Ansbach 
 
Bekanntmachung der Regierung von Mittelfran-
ken vom 17. Februar 2020 Gz. RMF-SG 55.1-8646-
6-111-10 
 
Die Regierung von Mittelfranken erlässt folgende 
 

Allgemeinverfügung: 
 
Auf der Grundlage von § 45 Abs. 7 Satz 1 Nrn. 1 und 
2 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert 
durch Art. 8 des Gesetzes zur Beschleunigung des 
Energieleitungsausbaus vom 13. Juli 2019 (BGBl. I 
S. 706), werden zur Abwendung erheblicher fischerei-
wirtschaftlicher Schäden und zum Schutz der natür-
lich vorkommenden Tierarten im Bereich des Regie-
rungsbezirks Mittelfranken folgende über § 1 der Ver-
ordnung über die Zulassung von Ausnahmen von den 
Schutzvorschriften für besonders geschützte Tier- 
und Pflanzenarten (Artenschutzrechtliche Ausnahme-
verordnung - AAV) vom 3. Juni 2008 (GVBl. S. 327), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 23. Mai 2017 
(GVBl. S. 184), hinausgehende Regelungen in stets 
widerruflicher Weise getroffen: 
 
I. Tötung von Kormoranen (Phalacrocorax carbo si-

nensis) in einem Umkreis von 200 m um Fließge-
wässer 

  
1. Der Abschuss von Kormoranen ist auch im 

Europäischen Vogelschutzgebiet „Nördlinger 
Ries und Wörnitztal“ (DE 7130-471) am Fließ-
gewässer Wörnitz zwischen Reichenbach und 
der Regierungsbezirksgrenze zu Schwaben im 
Landkreis Ansbach in der Zeit vom 16. August 
bis 14. März erlaubt. 

 
2. § 1 Abs. 2 Nrn. 1 und 2, § 1 Abs. 3 Sätze 3 

und 4 AAV, insbesondere das Verbot bleihalti-
ger Schrote, sowie § 1 Abs. 4 bis 6 AAV gelten 
entsprechend. Die zusätzlichen Einlageblätter 
zur jagdlichen Streckenliste, bei beringten 
Vögeln auch die Ringnummer, sind demnach 
bis spätestens 10. April jeden Jahres der zu-
ständigen Jagdbehörde zu übermitteln. 

 
II. Verhinderung der Neugründung von Brutkolonien  
 

1. Neugründungen von Brutkolonien des Kormo-
rans im Europäischen Vogelschutzgebiet 
„Nördlinger Ries und Wörnitztal“ (DE 7130-
471) dürfen von Fischereiberechtigten und 
deren Beauftragten bei Zustimmung des 
Grundstückseigentümers nur mit Genehmi-
gung der Regierung von Mittelfranken vor Be-
ginn der Eiablage verhindert werden. Die Ge-
nehmigung wird innerhalb von zwei Wochen 
nach Vorliegen sämtlicher Entscheidungs-
grundlagen erteilt, soweit keine überwiegen-
den Belange des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege entgegenstehen. 
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2. Ort (Gewässer oder Gewässerabschnitt sowie 
Gewässertyp) und Datum sowie Art der Maß-
nahmen sind der Regierung von Mittelfranken 
innerhalb eines Monats nach ihrer Durchfüh-
rung mitzuteilen. 

 
III. Die sofortige Vollziehung dieser Allgemeinverfü-

gung wird angeordnet. 
 
IV. Diese Allgemeinverfügung tritt am 1. Mai 2020 in 

Kraft.  
Sie tritt mit Ablauf des 30. April 2025 außer Kraft. 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden 
bei dem  
 
Bayerischen Verwaltungsgericht Ansbach in 91522 
Ansbach 
Postfachanschrift: Postfach 6 16, 91511 Ansbach, 
Hausanschrift: Promenade 24 - 28, 91522 Ansbach, 
 
schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer 
für den Schriftformersatz zugelassenen Form. 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher  
E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtli-
chen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektroni-
schen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig. 
 
Hinweis:  
Die Begründung zu dieser Allgemeinverfügung kann 
während der allgemeinen Dienstzeiten im Dienstge-
bäude der Regierung von Mittelfranken, Bischof-
Meiser-Str. 2/4, 91522 Ansbach, eingesehen werden. 
 

Dr.   B a u e r 
Regierungspräsident 

 
MFrABl S. 40 

 
 

Änderung der Unternehmenssatzung für das 
„ANregiomed gemeinsames Kommunalunterneh-
men, Anstalt des öffentlichen Rechts des Land-
kreises Ansbach und der Stadt Ansbach“; 
Fünfte Änderungssatzung  
 
Bekanntmachung der Regierung von Mittelfran-
ken vom 28. Februar 2020 Gz. RMF-SG 12-1515-2-
22 gemäß Art. 50 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes über 
die kommunale Zusammenarbeit (KommZG)  

 
5. Änderungssatzung 

zur Unternehmenssatzung 
für das „ANregiomed 

gemeinsames Kommunalunternehmen, 
Anstalt des öffentlichen Rechts 

des Landkreises Ansbach 
und der Stadt Ansbach“ 

vom 3. Juni 2009 
in der Fassung 

 
Vom 24. Juli 2015 

 
Art. 1 

 
§ 2 Absatz 1 und Absatz 4 der Unternehmenssatzung 
für das „ANregiomed gemeinsames Kommunalunter-
nehmen, Anstalt des öffentlichen Rechts des Land-
kreises Ansbach und der Stadt Ansbach" vom 3. Juni 
2009 i. d. F. vom 24.07.2015 werden in ihrem Wort-
laut vollständig geändert und wie folgt neu gefasst: 
 

§ 2 
Zweck und Gegenstand  

des gemeinsamen Kommunalunternehmens 
 
(1) Zweck des gemeinsamen Kommunalunterneh-

mens ist die Förderung des öffentlichen Gesund-
heitswesens und der öffentlichen Gesundheits-
pflege durch den Betrieb von Krankenhäusern, 
Einrichtungen der Jugend- und Altenhilfe und 
Kinderbetreuungseinrichtungen sowie durch den 
Betrieb von Berufsbildungseinrichtungen auf dem 
Gebiet der Pflege, Krankenpflege(-hilfe), der Al-
tenpflege(-hilfe) und der Hebammen und Entbin-
dungspfleger sowie die Organisation und Durch-
führung von öffentlichen Vortragsveranstaltungen 
und Fortbildungskursen, insbesondere im Rah-
men einer Fort- und Weiterbildungsakademie auf 
dem Gebiet der Gesundheitsversorgung, unter 
anderem in den Bereichen Wundheilung, Ernäh-
rungsberatung und Strahlenschutz. 

 
(4) Gegenstand des gemeinsamen Kommunalunter-

nehmens sind ferner die Einrichtung und der Be-
trieb  
 
a) der ANregiomed Berufsfachschule für Kran-

kenpflegehilfe Rothenburg o. d. T.,  
 
b)  der Berufsfachschule für Krankenpflege am 

Krankenhaus Dinkelsbühl,  
 
c) der Berufsfachschule für Krankenpflege am 

Krankenhaus Rothenburg o. d. T., 
 
d)  der ANregiomed Berufsfachschule für Alten-

pflege Dinkelsbühl, 
 
e) der ANregiomed Berufsfachschule für Alten-

pflegehilfe Dinkelsbühl,  
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f)  der Berufsfachschule für Krankenpflege am 
Klinikum Ansbach, 

 
g)  der ANregiomed Berufsfachschule für Heb-

ammen und Entbindungspfleger Ansbach, 
 
h)  der ANregiomed Berufsfachschule für Pflege 

Ansbach,  
 
i)  der ANregiomed Berufsfachschule für Pflege 

Dinkelsbühl sowie 
 
j) der ANregiomed Berufsfachschule für Pflege 

Rothenburg o. d. T.. 
 

Art. 2 
 
(1) Im Übrigen bleibt § 2 unverändert. 
 
(2) Diese Änderung tritt am 1. April 2020 in Kraft. 
 
Ansbach, 3. Februar 2020 
 

Dr. Jürgen Ludwig 
Landrat des Landkreises Ansbach 

und Vorsitzender des Verwaltungsrats  
des ANregiomed gKU 

 
Ansbach, 28. Februar 2020 
 

Dr.   B a u e r 
Regierungspräsident 

 
MFrABl S. 41 

 
 
 
 
Genehmigung der Zweckvereinbarung zur Über-
tragung der Aufgabe der Sicherstellung der aus-
reichenden Bedienung für die VGN-Linie 134 
„Emskirchen - Herzogenaurach“ zwischen dem 
Landkreis Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim 
und dem Landkreis Erlangen-Höchstadt vom 
19.12.2019/08.01.2020 
 
Bekanntmachung der Regierung von Mittelfran-
ken vom 6. März 2020 Gz. 12.2-1443-1-37 
 
Die Zweckvereinbarung wurde mit Schreiben der 
Regierung von Mittelfranken vom 05.03.2020, 
Gz. 12.2-1443-1-37, gemäß Art. 12 Abs. 2 KommZG 
rechtsaufsichtlich genehmigt. 
 
Sie wird gemäß Art. 13 Abs. 1 KommZG nachfolgend 
amtlich bekanntgemacht. 
 

Zweckvereinbarung 
zur Übertragung der Aufgabe der 

Sicherstellung der ausreichenden Bedienung  
für die VGN-Linie 134  

„Emskirchen - Herzogenaurach“ 
 
zwischen 
 
dem Landkreis Erlangen-Höchstadt, vertreten durch 
den Landrat, Herrn Alexander Tritthart, Landratsamt 
Erlangen-Höchstadt, Nägelsbachstraße 1, 91052 Er-
langen 
 
- nachfolgend Landkreis ERH genannt - 
 

und 
 
dem Landkreis Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim, 
vertreten durch den Landrat, Herrn Helmut Weiß, 
Landratsamt Neustadt a. d. Aisch, Konrad-Adenauer-
Str. 1, 91413 Neustadt a. d. Aisch 
 
- nachfolgend Landkreis NEA genannt - 
 
gemeinsam bezeichnet als "die Vertragsparteien" 
 
wird die nachstehende Vereinbarung zur Übertragung 
der Aufgabe der Sicherstellung der ausreichenden 
Bedienung von Busverkehrsdiensten des Öffentlichen 
Personennahverkehrs (ÖPNV) für die VGN-Linie 134 
(Emskirchen - Herzogenaurach) geschlossen. 
 

Präambel 
 
Der Landkreis ERH beabsichtigt die Ausschreibung 
von Busverkehrsdiensten des Öffentlichen Personen-
nahverkehrs, auf die sich seine Zuständigkeit als Auf-
gabenträger des ÖPNV gemäß Art. 8 Abs. 1 
BayÖPNVG und als zuständige Behörde i. S. d. VO 
(EG) Nr. 1370/2007 gemäß Art. 8 Abs. 2 BayÖPNVG 
in räumlicher Hinsicht erstreckt. Von der Ausschrei-
bung umfasst ist auch die VGN-Linie 134 „Ems-
kirchen - Herzogenaurach“. Die vorgenannte Li-
nie 134 betrifft auch Interessen und Bedürfnisse des 
Landkreises NEA, sodass von einer gemeinsamen 
Zuständigkeit beider Landkreise für die Ausschrei-
bung dieser Linien ausgegangen werden muss. Um 
die alleinige Zuständigkeit bei dem Landkreis ERH für 
die Ausschreibung der vorgenannten Linie zu begrün-
den, überträgt der Landkreis NEA hiermit seine Auf-
gabe der Sicherstellung der ausreichenden Bedie-
nung für die vorstehend genannte VGN-Linie 134 auf 
den Landkreis ERH. 
Diese Zweckvereinbarung bezieht sich sowohl auf die 
geplante Ausschreibung des Verkehrs im offenen 
Verfahren wie auch auf die zur Sicherstellung des 
Linienverkehrs geplante Notvergabe nach Art. 5 
Abs. 5 (EG) Nr. 1370/2007. 
 

§ 1 
Gegenstand der Vereinbarung 

 
(1) Der Landkreis NEA überträgt auf den Landkreis 

ERH die Aufgabe der Sicherstellung der ausrei-
chenden Bedienung des allgemeinen öffentlichen 
Personennahverkehrs für die VGN-Linie 134 
(Emskirchen - Herzogenaurach). 

 
(2) Diese Übertragung erfolgt, um dem Landkreis 

ERH die Ausschreibung der in Absatz 1 genann-
ten landkreisüberschreitenden Buslinie in aus-
schließlicher Verantwortung zu ermöglichen. 

 
(3) Die Befugnisse zur Wahrnehmung dieser Aufga-

ben gehen gemäß Art. 8 Abs. 1 KommZG auf 
den Landkreis ERH über. Dies schließt die Zu-
ständigkeit als zuständige Behörde i. S. d. VO 
(EG) Nr. 1370/2007 gemäß Art. 8 Abs. 2 
BayÖPNVG ein. 

 
§ 2 

Kostenersatz 
 
Der Landkreis NEA gewährt dem Landkreis ERH für 
die Erfüllung der übertragenen Aufgabe einen Kos-
tenersatz, indem er an den Landkreis ERH für das 
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abgelaufene Betriebsjahr einen Zuschussbetrag 
zahlt, der sich nach dem Territorialprinzip ergibt. 
 
Die nähere Ausgestaltung des Kostenersatzes ergibt 
sich aus folgender Berechnung, die das für das Li-
nienbündel 5 „Aurachgrund“ beauftragte externe Pla-
nungsbüro plan:mobil aus Kassel durchgeführt hat: 
die Linienkilometer pro Kalenderjahr für die VGN-
Linie 134 belaufen sich aktuell auf 88.250 km. Dem-
zufolge verlaufen 50.750 km/57,5 % der Linienkilome-
ter auf dem Gebiet des Landkreises ERH, 37.500 km/ 
42,5 % der Linienkilometer auf dem Gebiet des Land-
kreises NEA. Entsprechend dieses Proporzes erfolgt 
die Kostenteilung der an das jeweilige Verkehrsunter-
nehmen zu leistenden Zahlungen auf Grundlage des 
Verkehrsvertrags. Er ermittelt sich als Differenz zwi-
schen den vertraglich vereinbarten Kosten für die 
Erstellung der Verkehrsleistung und den hiervon zu 
subtrahierenden Einnahmen. 
 
Die Abrechnung gegenüber dem Verkehrsunterneh-
men erfolgt durch den Landkreis ERH gemäß dem 
mit dem Verkehrsunternehmen geschlossenen Ver-
kehrsvertrag. 
 
Das Verkehrsunternehmen verrechnet die Einnah-
men mit den vertraglich vereinbarten Kosten für die 
Betriebsleistung. Die Differenz aus diesen beiden 
Abrechnungsposten ergibt den Zuschussbetrag. Die-
ser ist im o. g. Proporz von den Landkreisen ERH 
und NEA zu tragen. Auf Grundlage der Jahresendab-
rechnung des Verkehrsunternehmens errechnet der 
Landkreis ERH den auf den Landkreis NEA entfallen-
den Zuschussbetrag. Dieser ist bis spätestens sechs 
Wochen nach Zugang der Jahresendabrechnung 
dem Landkreis NEA mitzuteilen. Vom Landkreis NEA 
ist der auf ihn entfallende Anteil spätestens nach Ab-
lauf von weiteren vier Wochen an den Landkreis ERH 
zu erstatten. 
 
Die Kosten des Ausschreibungsverfahrens ein-
schließlich der Kosten der externen Berater und et-
waiger Nachprüfungsverfahren trägt der Landkreis 
ERH. 
 

§ 3 
Umfang und Qualität der Verkehrsleistungen 

 
(1) Ausgeschrieben werden diese Linien mit dem 

Fahrplan und Bedienungskonzept gemäß den 
Vorgaben des damit beauftragten Planungs- und 
Rechtsberatungsbüros, bzw. nach gemeinsamem 
Beschluss der zuständigen Ausschüsse beider 
Landkreise. 

 
(2) Nachträgliche Änderungen der bestellten 

Herzogenaurach) erfolgen nur im gegenseitigen 
Einvernehmen beider Landkreise.

 
(3) Vorschläge für Änderungen können von beiden 

Landkreisen gemacht werden. Der vorschlagende 
Landkreis ist verpflichtet, die Auswirkungen der 
geplanten Änderung auf die sich aus dem Ver-
kehrsvertrag ergebenden Kosten gemäß § 2 zu 
ermitteln. Das Ergebnis dieser Kostenermittlung 
teilt der vorschlagende Landkreis der anderen 
Vertragspartei rechtzeitig vor der Entscheidung 
über die Änderung mit. 

 

(4) Wird eine Änderung beschlossen, ist der Land-
kreis ERH verpflichtet, diese Änderung im Rah-
men des Verkehrsvertrags mit dem Verkehrsun-
ternehmen umzusetzen. 

 
(5) Kommt es zu keiner Einigung über einen Ände-

rungsvorschlag, entscheidet die Schlichtungsstel-
le nach Maßgabe des § 7. 

 
§ 4 

Haftung 
 
Die Ausschreibung der vertragsgegenständlichen 
VGN-Linie 134 erfolgt unter ausschließlicher Verant-
wortung des Landkreises ERH. Der Landkreis NEA 
haftet daher nicht für Fehler im Rahmen der Aus-
schreibung und des Vergabeverfahrens. 
 

§ 5 
Genehmigung, Inkrafttreten und Laufzeit 

 
(1) Die Zweckvereinbarung bedarf der Genehmigung 

durch die Aufsichtsbehörde. 
 
(2) Sie wird am Tag nach der amtlichen Bekanntma-

chung der Genehmigung im Amtsblatt der Regie-
rung von Mittelfranken wirksam. 

 
(3) Sie endet, soweit der gemeinwirtschaftliche Ver-

kehrsvertrag für die vertragsgegenständlichen 
Linien endet. 

 
§ 6 

Änderung und Aufhebung 
 
Die Änderung oder Aufhebung dieser Zweckvereinba-
rung bedarf der Genehmigung durch die Aufsichtsbe-
hörde. 
 

§ 7 
Schlichtung 

 
(1) Bei Streitigkeiten über die Änderung der Ver-

kehrsleistungen und im Rahmen des Kostener-
satzes nach § 2 i. V. m. Anlage 1 ist ein Schlich-
tungsverfahren durchzuführen. Jede Vertragspar-
tei ist berechtigt, die Schlichtungsstelle anzuru-
fen. Beide Vertragsparteien sind zur Mitwirkung 
an diesem Verfahren verpflichtet. Das Schlich-
tungsverfahren beginnt, sobald eine der Ver-
tragsparteien die Schlichtungsstelle anruft. 

 
(2) Schlichtungsstelle ist die Regierung von Mittel-

franken. 
 
(3) Die Schlichtungsstelle legt den Ablauf des 

Schlichtungsverfahrens fest. 
Sie gibt hierbei beiden Seiten Gelegenheit zur 
schriftlichen Darlegung ihrer Auffassungen. Im 
Regelfall hat eine mündliche Erörterung stattzu-
finden. 

 
(4) Die Schlichtungsstelle entscheidet die Meinungs-

verschiedenheit abschließend. Die Vertragspar-
teien unterwerfen sich der Entscheidung der 
Schlichtungsstelle. 
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§ 8 
Schlussbestimmungen 

 
(1) Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Verän-

derungen dieses Vertrages bedürfen der Schrift-
form. Dies gilt auch für den Verzicht auf das 
Schriftformerfordernis. 

 
(2) Bei wesentlichen Änderungen der diesem Vertrag 

zugrundeliegenden Verhältnisse ist auf Antrag 
eines Vertragspartners über eine entsprechende 
Anpassung zu verhandeln. Sollten einzelne Be-
stimmungen dieses Vertrages unwirksam sein 
oder aus tatsächlichen oder Rechtsgründen nicht 
durchgeführt werden können, ohne dass damit 
die Aufrechterhaltung der Vereinbarung für einen 
Vertragspartner insgesamt unzumutbar wird, wer-
den dadurch die übrigen Bestimmungen dieses 
Vertrages nicht berührt. Das gleiche gilt, falls sich 
eine Regelungslücke zeigen sollte. Anstelle der 
unwirksamen Bestimmung oder zur Ausfüllung 
der Regelungslücke ist eine Bestimmung zu ver-
einbaren, die dem von den Vertragspartnern an-
gestrebten Zweck wirtschaftlich am nächsten 
kommt. 

 
(3) Dieser Vertrag bedarf der Zustimmung der hierfür 

nach den Rechtsverhältnissen jeder Vertrags-
partner zuständigen Gremien. 

 
Erlangen, 19. Dezember 2019 
 

Für den Landkreis 
Erlangen-Höchstadt 
Alexander Tritthart 

Landrat 
 
Neustadt a. d. Aisch, 8. Januar 2020 
 

Für den Landkreis 
Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim 

Helmut Weiß 
Landrat 

 
Ansbach, 6. März 2020 
 

Dr.   B a u e r 
Regierungspräsident 

 
MFrABl S. 42 
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Amtliche Bekanntgabe zum Jahresabschluss 
2018 des Zweckverbandes Fernwasserversor-
gung Franken 
 
1. Bestätigungsvermerk: 

 
Der Bayerische Kommunale Prüfungsverband 
hat für den Jahresabschluss 2018 nachstehen-
den (komprimierten) Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
„Wir haben den Jahresabschluss des Zweckver-
bandes Fernwasserversorgung Franken - beste-
hend aus der Bilanz zum 31.12.2018 und der 
Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirt-
schaftsjahr vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2018 
sowie dem Anhang, einschließlich der Darstel-
lung der Bilanzierungs- und Bewertungsmetho-
den - geprüft. Darüber hinaus haben wir den 
Lagebericht des Zweckverbandes Fernwasser-
versorgung Franken für das Wirtschaftsjahr vom 
01.01.2018 bis zum 31.12.2018 geprüft.  

 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts entsprechend § 317 
HGB und Art. 107 Abs. 3 Satz 2 GO unter Be-
achtung der KommPrV und der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Wir sind von dem Zweckverband 
unabhängig in Übereinstimmung mit den kommu-
nalrechtlichen Vorschriften und haben unsere 
Pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anfor-
derungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 
die von uns erlangten Prüfungsnachweise aus-
reichend und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse bestätigen 
wir nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 und 3 KommPrV: 
 
Die Buchführung und der Jahresabschluss ent-
sprechen nach unserer pflichtgemäßen Prüfung 
den Rechtsvorschriften und der Verbandssat-
zung. Der Jahresabschluss vermittelt unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsgemäßer 
Buchführung ein den tatsachlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage. Der Lagebericht steht im Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, entspricht den 
gesetzlichen Vorschriften, vermittelt insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage des Zweck-
verbandes und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
Auf Basis unserer durchgeführten Tätigkeiten 
bestätigen wir zu den wirtschaftlichen Verhältnis-
sen nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 KommPrV: 
 
Die wirtschaftlichen Verhältnisse wurden geprüft; 
sie geben keinen Anlass zu Beanstandungen.“  
 
München, 31. Juli 2019 
 

Bayerischer Kommunaler Prüfungsverband 
Helmut Wiedemann 

Wirtschaftsprüfer 
 

2. Feststellung des Jahresabschlusses und Be-
handlung des Jahresverlustes: 

 
 Die Verbandsversammlung hat am 19.11.2019 

einstimmig folgenden Beschluss gefasst: 
  
 „Gemäß Art. 26 Abs. 1 KommZG i. V. mit § 25 

EBV stellt die Verbandsversammlung auf Vor-
schlag des Werkausschusses den Jahresab-
schluss 2018 mit folgenden Abschlusszahlen 
fest: 
 

  Bilanzsumme 146.986.307,78 € 
  Gesamtleistung 19.633.036,03 € 
  Jahresverlust 2.645.960,83 € 
 
 Der Jahresverlust 2018 mit 2.645.960,83 € wird 

festgestellt und auf neue Rechnung vorgetragen.“ 
 
3. Öffentliche Auslegung des Jahresabschlus-

ses und des Lageberichtes: 
 
 Der Jahresabschluss und der Lagebericht 2018 

liegen in der Zeit vom 
 

17.03.2020 bis einschließlich 24.03.2020 
 
bei der Geschäftsstelle des Zweckverbandes 
Fernwasserversorgung Franken, Fernwasser-
straße 2, 97215 Uffenheim, während der üblichen 
Dienststunden zur Einsichtnahme aus. 
 

MFrABl S. 45 
 

 
 
 
 
 

Haushaltssatzung 
der Fernwasserversorgung Franken 

für das Wirtschaftsjahr 2020 
 
Aufgrund der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Bayern (BayRS 2020-1-1-I) i. V. mit Art. 40 
des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
(BayRS 2020-6-1-I), § 23 der Verbandssatzung der 
FWF und insbesondere der §§ 13 - 17 der Eigenbe-
triebsverordnung, erlässt die Fernwasserversorgung 
Franken folgende 
 

H a u s h a l t s s a t z u n g 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Wirtschaftsplan für das 
Wirtschaftsjahr 2020 wird 
 
im Erfolgsplan 
in den Erträgen mit 21.566.207,00 € 
in den Aufwendungen mit  25.285.134,00 € 
und einem Jahresverlust mit 3.718.927,00 € 
 
und im Vermögensplan 
in den Einnahmen und 
Ausgaben mit 13.162.257,00 € 
 
festgesetzt. 
 

Bekanntmachungen der Zweckverbände 
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§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen sind nicht vorgese-
hen. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögensplan 
werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan 
wird auf 200.000,00 € festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Umlagen nach § 26 der Verbandssatzung werden 
nicht festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Die Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2020 in Kraft. 
 
Uffenheim, 16. Januar 2020 
 

Fernwasserversorgung Franken 
gez. 

Bischof 
Landrätin 

Verbandsvorsitzende 
 
Der Zweckverband Fernwasserversorgung Franken  
- FWF - hat die Haushaltssatzung für das Wirtschafts-
jahr 2020 der Regierung von Mittelfranken als 
Rechtsaufsichtsbehörde vorgelegt. 
 
Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungs-
pflichtigen Bestandteile. 
 
Gem. Art. 40 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 65 
Abs. 3 GO i. V. m. Art. 24 Abs. 1 KommZG und § 23 
der Verbandssatzung wird die Haushaltssatzung für 
das Wirtschaftsjahr 2020 hiermit amtlich bekanntge-
macht. 
 
Der Wirtschaftsplan 2020 liegt in der Zeit ab dem Tag 
nach der amtlichen Bekanntmachung bis zur nächs-
ten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssat-
zung in der Geschäftsstelle der Fernwasserversor-
gung Franken, Fernwasserstraße 2, 97215 Uffen-
heim, während der allgemeinen Geschäftsstunden 
öffentlich zur Einsicht auf. 
 
Uffenheim, 16. Januar 2020 
 

Fernwasserversorgung Franken - FWF - 
gez. 

Bischof 
Landrätin 

Verbandsvorsitzende 
 

MFrABl S. 45 
 
 

Haushaltssatzung 
des Zweckverbandes zur Abfallbeseitigung 

in der Stadt Ansbach und im Landkreis Ansbach 
für das Haushaltsjahr 2020 

 
Aufgrund Art. 40 ff. des Gesetzes über die kommuna-
le Zusammenarbeit (KommZG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20.06.1994 (GVBl. S. 555, 
1995 S. 98, BayRS 2020-6-1-I), zuletzt geändert 
durch § 1 Abs. 43 der Verordnung vom 26.03.2019 
(GVBl. S. 98), i. V. m. Art. 63 ff. der Gemeindeord-
nung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung - 
GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt 
geändert durch § 1 Abs. 38 der Verordnung vom 
26.03.2019 (GVBl. S. 98), und §§ 14 ff. der Zweck-
verbandssatzung in der Neufassung vom 04.04.2016 
(MFrABl Nr. 6/2016) erlässt der Zweckverband zur 
Abfallbeseitigung in der Stadt Ansbach und im Land-
kreis Ansbach folgende 
 

H a u s h a l t s s a t z u n g : 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2020 wird hiermit festgesetzt; er 
schließt 
 
im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und 
Ausgaben mit 9.460.450,00 € 
 
im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und 
Ausgaben mit 4.764.350,00 € 
 
ab. 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsför-
derungsmaßnahmen werden nicht festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaus-
halt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Die Verbandsumlagen für das Haushaltsjahr 2020 
werden gem. § 16 Abs. 1 Zweckverbandssatzung wie 
folgt festgesetzt: 
 
a) im Verwaltungshaushalt 0,00 € 
b) im Vermögenshaushalt 0,00 € 
 

§ 5 
 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausga-
ben werden nicht benötigt. 
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§ 6 
 
Diese Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2020 in 
Kraft. 
 
Ansbach, 6. Februar 2020 
 

Zweckverband zur Abfallbeseitigung in der 
Stadt Ansbach und im Landkreis Ansbach 

Dr. Jürgen Ludwig 
Landrat 

Verbandsvorsitzender 
 
Der Zweckverband zur Abfallbeseitigung der Stadt 
Ansbach und im Landkreis Ansbach hat die Haus-
haltssatzung für das Haushaltsjahr 2020 der Regie-
rung von Mittelfranken als Rechtsaufsichtsbehörde 
vorgelegt. 
 
Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungs-
pflichtigen Bestandteile. 
 
Gem. Art. 40 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 65 
Abs. 3 GO i. V. m. Art. 24 Abs. 1 KommZG und § 25 
Abs. 1 der Verbandssatzung wird die Haushaltssat-
zung für das Haushaltsjahr 2020 hiermit amtlich be-
kanntgemacht. 
 
Die Haushaltssatzung 2020 samt ihren Anlagen wird 
in der Zeit ab dem Tag nach der amtlichen Bekannt-
machung bis zur nächsten amtlichen Bekanntma-
chung einer Haushaltssatzung öffentlich zugänglich 
gemacht. 
 
Ansbach, 6. Februar 2020 
 

Zweckverband zur Abfallbeseitigung in der 
Stadt Ansbach und im Landkreis Ansbach 

gez. 
Dr. Jürgen Ludwig 

Landrat 
Verbandsvorsitzender 

 
MFrABl S. 46 

 

Haushaltssatzung 
des Zweckverbandes 

Sondermüll-Entsorgung Mittelfranken, 
Sitz Schwabach, Geschäftsstelle in Nürnberg, 

für die Haushaltsjahre 2019 und 2020 
 
Aufgrund Art. 26 Abs. 1, 34 Abs. 2 Nr. 3, 40, 41 
KommZG in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeinde-
ordnung und § 14 der Satzung des Zweckverbandes 
Sondermüll-Entsorgung Mittelfranken erlässt der 
Zweckverband folgende Haushaltssatzung: 

 
§ 1 

 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan 
für das Jahr  2019 2020 
 
wird im Verwaltungshaushalt 
 
in den Einnahmen mit 128.300 € 128.300 € 
in den Ausgaben mit 128.300 € 128.300 € 
 
und im Vermögenshaushalt 
 
in den Einnahmen mit 1.300 € 1.300 € 
in den Ausgaben mit 1.300 € 1.300 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen werden nicht fest-
gesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaus-
halt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Umlagen gemäß § 15 der Verbandssatzung werden 
nicht erhoben. 
 

§ 5 
 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausga-
ben nach dem Haushaltsplan werden nicht festge-
setzt. 
 

§ 6 
 
Diese Haushaltssatzung tritt jeweils mit dem 1. Janu-
ar eines Haushaltsjahres in Kraft. 
 
Nürnberg, 19. Dezember 2019 
 

Zweckverband Sondermüll-Entsorgung 
Mittelfranken 

Dr. Klemens Gsell 
Bürgermeister der Stadt Nürnberg 

und Verbandsvorsitzender 
 
Der Zweckverband Sondermüll-Entsorgung Mittel-
franken (ZVSMM) hat die Haushaltssatzung für die 
Haushaltsjahre 2019 und 2020 der Regierung von 
Mittelfranken als Rechtsaufsichtsbehörde vorgelegt. 
 
Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungs-
pflichtigen Bestandteile. 
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Gem. Art. 40 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 65 
Abs. 3 GO i. V. m. Art. 24 Abs. 1 KommZG und § 20 
der Verbandssatzung wird die Haushaltssatzung für 
die Haushaltsjahre 2019 und 2020 hiermit amtlich 
bekanntgemacht. 
 
Die Haushaltssatzung 2019/2020 samt ihren Anlagen 
wird in der Zeit ab dem Tag nach der amtlichen Be-
kanntmachung bis zur nächsten amtlichen Bekannt-
machung einer Haushaltssatzung öffentlich zugäng-
lich gemacht. 
 
Nürnberg, 19. Dezember 2019 
 
Zweckverband Sondermüll-Entsorgung Mittelfranken 

(ZVSMM) 
gez. 

Dr. Klemens Gsell 
Bürgermeister der Stadt Nürnberg 

und Verbandsvorsitzender 
 

MFrABl S. 47 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

H a u s h a l t s s a t z u n g 
des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der 

Schwarzachgruppe 
für das Wirtschaftsjahr 2020 

 
Aufgrund des § 12 der Verbandssatzung und des 
Art. 35 Abs. 2 Nr. 3 und Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit (Komm ZG) in 
Verbindung mit Art. 63 ff. der Bayerischen Gemeinde-
ordnung (GO) erlässt der Zweckverband folgende 
Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 
Der Wirtschaftsplan für 2020 wird im Erfolgsplan 
 
 in den Erträgen auf 1.811.600 € 
 in den Aufwendungen auf 1.939.600 € 
 
Jahresverlust 128.000 € 
 
und im Vermögensplan 
 
 in den Einnahmen auf 7.523.000 € 
 in den Ausgaben auf 7.523.000 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 

Kredite zur Finanzierung von Ausgaben werden in 
Höhe von 1.224.000 € über langfristige Darlehen auf-
genommen. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögensplan 
werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 

Eine Betriebskostenumlage wird nicht erhoben. 
Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird 
auf 250.000 € festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 

§ 7 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2020 
in Kraft. 
 
Wendelstein, 5. Februar 2020 
 

Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Schwarzachgruppe 

gez. 
Robert Pfann 

Verbandsvorsitzender 
 
Der Zweckverband zur Wasserversorgung der 
Schwarzachgruppe hat die Haushaltssatzung für das 
Wirtschaftsjahr 2020 der Regierung von Mittelfranken 
als Rechtsaufsichtsbehörde vorgelegt. 
 
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen in Höhe von 
1.224.000 € in § 2 der Haushaltssatzung wurde mit 
RS vom 27.01.2020 Gz: RMF-SG 12-1512-14-176-3 
rechtsaufsichtlich genehmigt. 
 
Gemäß Art. 40 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 65 
Abs. 3 GO i. V. m. Art. 24 Abs. 1 KommZG und § 31 
Abs. 1 der Verbandssatzung wird die Haushaltssat-
zung für das Wirtschaftsjahr 2020 hiermit amtlich 
bekanntgemacht. 
 
Die Haushaltssatzung 2020 samt ihren Anlagen liegt 
bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer 
Haushaltssatzung in der Geschäftsstelle des Zweck-
verbandes, Schaftnacher Weg 7a, 90530 Wendel-
stein-Großschwarzenlohe, während der allgemeinen 
Geschäftsstunden öffentlich zur Einsicht auf.  
 
Wendelstein, 5. Februar 2020 
 

Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Schwarzachgruppe 

gez. 
Robert Pfann 

Verbandsvorsitzender 
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Bekanntmachung 
des Zweckverbandes Brombachsee 

 
Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
Änderung des Bebauungsplans Nr. 42 „Stock-
heim“ der Stadt Spalt, Änderung der Festsetzun-
gen innerhalb des Bebauungsplans  
- Öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 S. 1 

BauGB 
 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbands 
Brombachsee hat in ihrer Sitzung am 07.11.2017 die 
Änderung des Bebauungsplans Nr. 42 „Stockheim“ 
der Stadt Spalt, Änderung der Festsetzungen inner-
halb des Bebauungsplans beschlossen. 
Einbezogen werden die Grundstücke Fl.-Nrn. 573, 
573/2 und 573/7 der Gemarkung Enderndorf. 
 
Da die Änderung des Bebauungsplanes im beschleu-
nigten Verfahren nach § 13a BauGB in Verbindung 
mit § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB durchgeführt werden 
kann, wird von der frühzeitigen Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB und 
von der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß 
§ 3 Abs. 1 BauGB abgesehen. 
 
Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit 
§ 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB wird im vereinfachten Ver-
fahren von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, 
von der Angabe nach § 3 Abs. 2 BauGB, welche Ar-
ten umweltbezogener Informationen verfügbar sind 
sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach 
§ 6 Abs. 5 Satz 3 BauGB und § 10 Abs. 4 BauGB 
abgesehen. § 4c BauGB ist nicht anzuwenden. 
Für die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 S. 1 
BauGB liegt der Bebauungsplanentwurf mit Begrün-
dung in der Zeit vom  
 

Dienstag, 24.03.2020 bis Mittwoch, 22.04.2020 
 
in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes Brom-
bachsee in Ramsberg, Obere Dorfstr. 3, 91785 Plein-
feld, und in der Geschäftsstelle der Stadt Spalt, Her-
rengasse 10, 91174 Spalt während der allgemeinen 
Dienststunden aus.  
 
Der Bebauungsplanentwurf mit Begründung kann auf 
der Homepage des Zweckverbands Brombachsee 
(www.zv-brombachsee.de) aufgerufen, ausgedruckt 
oder heruntergeladen werden. 
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnah-
men schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht 
werden.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfas-
sung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben 
können.  
 
Ramsberg, 2. März 2020 
 

Zweckverband Brombachsee 
Gez. 

Gerhard Wägemann 
Landrat und Zweckverbandsvorsitzender 
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Bekanntmachung 
des Zweckverbandes Brombachsee 

 
Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
Änderung des Flächennutzungsplanes Brom-
bachsee - Teilplan Absberg - Gemarkung Kalben-
steinberg Fl.-Nrn. 994/1, 996, 994, 995, 1005 - Aus-
weisung als Sonderbaufläche (Freiflächenphoto-
voltaikanlage) 
- Genehmigung  
 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
Brombachsee hat mit Feststellungsbeschluss vom 
30.10.2019 die Änderung des Flächennutzungspla-
nes Brombachsee, Teilplan Absberg, sowie die Be-
gründung einschließlich Umweltprüfung in der Fas-
sung vom 30.10.2019 beschlossen.  
 
Die Regierung von Mittelfranken hat mit Schreiben 
vom 20.02.2020, Gz. 34-4621-17-32-2, die Änderung 
des Flächennutzungsplanes einschließlich Begrün-
dung und Umweltprüfung gemäß § 6 Abs. 1 BauGB 
genehmigt. Die Erteilung dieser Genehmigung wird 
hiermit bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntma-
chung wird die Änderung des Flächennutzungsplanes 
gemäß § 6 Abs. 5 S. 2 BauGB wirksam. 
 
Der Flächennutzungsplan mit Begründung und Um-
weltprüfung in der Fassung vom 30.10.2019 können 
in der Geschäftsstelle des Zweckverband Brombach-
see in Ramsberg, Obere Dorfstr. 3, 91785 Pleinfeld 
während der allgemeinen Dienststunden von jeder-
mann eingesehen werden. Über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Auf Folgendes wird hingewiesen: 
 
Unbeachtlich werden 
- eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

- eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplans und  

- nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber dem Zweckver-
band Brombachsee unter Darlegung des die Verlet-
zung begründeten Sachverhaltes geltend gemacht 
worden sind (§ 215 Abs. 1 BauGB). 
 
Ramsberg, 1. März 2020 
 

Zweckverband Brombachsee 
Gez. 

Gerhard Wägemann 
Landrat und Zweckverbandsvorsitzender 
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Bekanntmachung 
des Zweckverbandes Brombachsee 

 
Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
Änderung des Flächennutzungsplanes Brom-
bachsee 

- Genehmigung  
 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
Brombachsee hat mit Feststellungsbeschluss vom 
30.10.2019 die Änderung des Flächennutzungspla-
nes Brombachsee, Teilplan Pfofeld, sowie die Be-
gründung einschließlich Umweltprüfung in der Fas-
sung vom 30.10.2019 beschlossen.  
 
Die Regierung von Mittelfranken hat mit Schreiben 
vom 06.02.2020, Gz. 34-4621-17-32-2, die Änderung 
des Flächennutzungsplanes einschließlich Begrün-
dung und Umweltprüfung gemäß § 6 Abs. 1 BauGB 
genehmigt. Die Erteilung dieser Genehmigung wird 
hiermit bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntma-
chung wird die Änderung des Flächennutzungsplanes 
gemäß § 6 Abs. 5 S. 2 BauGB wirksam. 
 
Der Flächennutzungsplan mit Begründung und Um-
weltprüfung in der Fassung vom 30.10.2019 können 
in der Geschäftsstelle des Zweckverband Brombach-
see in Ramsberg, Obere Dorfstr. 3, 91785 Pleinfeld 
während der allgemeinen Dienststunden von jeder-
mann eingesehen werden. Über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Auf Folgendes wird hingewiesen: 
 
Unbeachtlich werden 
- eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

- eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplans und  

- nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber dem Zweckver-
band Brombachsee unter Darlegung des die Verlet-
zung begründeten Sachverhaltes geltend gemacht 
worden sind (§ 215 Abs. 1 BauGB). 
 
Ramsberg, 1. März 2020 
 

Zweckverband Brombachsee 
Gez. 

Gerhard Wägemann 
Landrat und Zweckverbandsvorsitzender 
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Nichtamtlicher Teil 

Buchbesprechungen 
 
Baurecht in Bayern 
Bauordnungsrecht: BayBO - Vollzug der BayBO -  
Sonstige für das Bauen bedeutsame Vorschriften 
Begründet von Dr. jur. Heribert Büchs und Dipl.-Ing. 
Bertram Walter, bis zur 145. Aktualisierungslieferung 
bearbeitet von Dipl.-Ing. Friedrich Amann, Ministerial-
rat a. D., Lehrbeauftragter an der Technischen Uni-
versität München und Dr. jur. Heribert Büchs, Ministe-
rialrat a. D., beide ehemals bei der Obersten Baube-
hörde im Bayerischen Staatsministerium des Innern, 
München 
ab der 146. Aktualisierungslieferung bearbeitet von 
Dr. Jörg Spennemann, Oberlandesanwalt, Landesan-
waltschaft Bayern, Dr. Andreas Habermann, Bayeri-
sche Staatskanzlei, Elisabeth Steiner, Richterin am 
Bundesverwaltungsgericht 
151. Aktualisierungslieferung  
Dezember 2019, 208,00 € 
Art.-Nr. 66343151 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Schulfinanzierung in Bayern 
Finanzhilfen im Bildungsbereich 
Herausgegeben von Eva-Maria Wüstendörfer, Minis-
terialrätin, Bayerisches Staatsministerium für Bildung 
und Kultus, Wissenschaft und Kunst 
Teil 2 Schülerbeförderung bearbeitet von Markus 
Allmannshofer, Landratsamt Dingolfing-Landau, Amt 
für Ausbildungsförderung und Schulangelegenheiten 
59. Aktualisierungslieferung inkl. Grundkurs Schulma-
nagement XXII,  
1. Oktober 2019, 167,90 € 
Art.-Nr. 66284059 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Umweltrecht in Bayern 
Ergänzbare Vorschriftensammlung zum Schutz der 
Umwelt mit erläuternden Hinweisen: Natur- und Land-
schaftsschutz, Gewässerschutz, Immissionsschutz, 
Abfallbeseitigung, Bodenschutz, Ordnungsrecht 
Begründet von Dr. Günter Graß und Michael Duhn-
krack, bearbeitet von Dr. Günter Graß, Ministerialdiri-
gent i. R., vormals Bayerisches Staatsministerium für 
Umwelt und Verbraucherschutz, München 
186. Aktualisierungslieferung, Januar 2020, 
231,46 € 
Art.-Nr. 66237186 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Schreml/Bauer/Westner 
Kommunales Haushalts- und Wirtschaftsrecht in 
Bayern 
Praktikerhandbuch 
151. Aktualisierung, Stand: Dezember 2019 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Ballerstedt/Schleicher/Faber 
Bayerisches Personalvertretungsgesetz 
Kommentar mit Wahlordnung 
166. Aktualisierung, Stand: Dezember 2019 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 

Kommunales Vertragsrecht 
Handbuch für die Vertragsgestaltung und Sammlung 
von Vertragsmustern mit Erläuterungen 
Begründet von Heinz Hillermeier, Regierungsdirektor 
a. D., herausgegeben von Dr. Oliver Bloeck, Ministe-
rialrat, Stefan Graf, Direktor 
117. Aktualisierungslieferung, 
Rechtsstand 1. Januar 2020, 157,95 € 
Art. 66186117 
JURION Onlineausgabe, 52,65 € 
Art.-Nr. 08251624 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Die Realschule in Bayern 
Schulordnung, Unterrichtsbestimmungen, Dienstrecht 
Herausgegeben von Elmar Diller, Ministerialrat, und 
Konrad Huber MPhil., Leitender Ministerialrat, beide 
im Bayerischen Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus, München 
145. Aktualisierungslieferung, 1. Oktober 2019, 
118,90 € 
Art.-Nr. 66253145 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Organisationshandbuch für bayerische Behörden 
Kommentierung der Allgemeinen Geschäftsordnung 
(AGO)/Informations- und Kommunikationstechnik 
Bearbeitet von Ludwig Wiedemann, Ministerialrat 
a. D., Gauting und Gerhard Fritsch, Dipl.-Verwal-
tungswirt (FH), Bayerisches Staatsministerium des 
Innern, für Bau und Verkehr, München 
41. Aktualisierungslieferung, 
Rechtsstand 1. Januar 2020, 264,96 € 
Art.-Nr. 66208041 
JURION Onlineausgabe, 88,32 € 
Art.-Nr. 08251667 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Hartinger/Hegemer/Hiebel 
Dienstrecht Bayern I 
Status-, Laufbahn-, Besoldungs- und Versorgungs-
recht der Beamten mit ergänzenden Vorschriften und 
erläuternden Hinweisen 
242. Aktualisierungslieferung, 
Rechtsstand 1. Februar 2020, 88,23 € 
Art.-Nr. 66190242 
JURION Onlineausgabe, 29,41 € 
Art.-Nr. 08250044 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Hartinger/Rothbrust 
Dienstrecht Bayern II 
Arbeitsrecht, Tarifrecht der Beschäftigten im öffentli-
chen Dienst 
169. Aktualisierungslieferung inkl. OSch-Set, Januar 
2020, 
71,14 € 
Art.-Nr. 67077169 
JURION Onlineausgabe, 23,72 € 
Art.-Nr. 08250558 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
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Hartinger/Rothbrust 
Dienstrecht Bayern II 
Arbeitsrecht, Tarifrecht der Beschäftigten im öffentli-
chen Dienst 
170. Aktualisierungslieferung, Februar 2020, 
82,30 € 
Art.-Nr. 67077170 
JURION Onlineausgabe, 27,44 € 
Art.-Nr. 08250558 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Igl (Hrsg.) 
Recht der Gesundheitsfachberufe, Heilpraktiker 
und sonstigen Berufe im Gesundheitswesen 
Normsammlung mit Erläuterungen 
92. Aktualisierung, Februar 2020,  
78,99 € 
Verlagsgruppe medhochzwei Verlag GmbH 
 
Stegmüller/Schmalhofer/Bauer 
Beamtenversorgungsrecht des Bundes und der 
Länder 
Kommentar 
142. Aktualisierung, Stand Dezember 2019, 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Weiß/Niedermaier/Summer/Zängl 
Beamtenrecht in Bayern 
Kommentar 
213. Aktualisierung, Stand Januar 2020 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Satzungen zur Abwasserbeseitigung 
mit Abgabenregelungen 
Kommentierte Ausgabe 
Begründet von Gerhard Nitsche, ehemals Referent 
beim Bayerischen Kommunalen Prüfungsverband 
Fortgeführt von Michael Baumann, München und 
Dieter Mühlfeld, München 
71. Aktualisierungslieferung 
Rechtsstand Februar 2020, 134,83 € 
Art.-Nr. 66353071 
JURION Onlineausgabe, 44,95 € 
Art.-Nr. 08251272 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Adolph 
Sozialgesetzbuch II 
Sozialgesetzbuch XII 
Asylbewerberleistungsgesetz 
Kommentar 
111. Aktualisierung, Stand Januar 2020 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 

Verwaltungsrecht in Bayern 
Verwaltungsverfahren (BayVwVfG und VwVfG) 
Verwaltungszustellung und Vollstreckung (VwZVG) 
Verwaltungsprozess (VwGO) 
Ergänzbare Rechtssammlung mit Kommentar 
Begründet von Dr. Friedrich Harrer, Oberlandesan-
walt a. D., Prof. Dr. Dieter Kugele, Richter am Bun-
desverwaltungsgericht a. D., Honorarprofessor der 
Universität Leipzig, Rechtsanwalt in München bear-
beitet von Prof. Dr. Dieter Kugele, Klaus Kugele, Vor-
sitzender Richter am Verwaltungsgericht a. D., Mün-
chen, Dr. Cornelius Thum M. A., Ministerialrat, Bayeri-
sches Staatsministerium des Innern, für Sport und 
Integration, München, Dr. Carsten Tegethoff, Richter 
am Bundesverwaltungsgericht, Leipzig 
Stichwort- und Abkürzungsverzeichnis: Gabriela Wei-
kinnis, Bundesverwaltungsgericht, Leipzig 
125. Aktualisierungslieferung,  
Rechtsstand 1. März 2020, 267,51 € 
Art.-Nr. 66211125 
JURION Onlineausgabe, 89,17 € 
Art.-Nr. 08251313 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
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